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Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und Biindnis 90/Die Griinen

Erfahrenes Leid anerkennen - Solidaritat mit den geschadigten friiheren Heim-
kindern

Ab dem Jahr 2012 wurden sukzessive Missstdande in den teilweise geschlosse-
nen Haasenburg-Heimen in Brandenburg und den Friesenhof-Heimen in
Schleswig-Holstein unter anderem durch Presseberichte bekannt; die Heime
wurden schlieBlich 2013 und 2015 geschlossen. In beiden Institutionen wurde
auf bedingungslose Unterordnung gesetzt, die mit Zwang, Herabwiirdigung,
zum Teil mit kérperlicher Gewalt, zum Teil mit wochenlangem Freiheitsentzug
in ,Einzelhaft" durchgesetzt wurde. Einige der Betroffenen selbst gehen und
gingen mit ihren leidvollen Erfahrungen an die Offentlichkeit und auch
Psycholog:innen, die die Langzeitfolgen von betroffenen Kindern und Jugend-
lichen untersuchten, stellten zum Teil andauernde schwere traumatische Be-
lastungen fest.

Auch Bremer Kinder und Jugendliche wurden in den genannten Einrichtungen
untergebracht, wenngleich nicht bis zur behoérdlichen SchlieBung. Die notwen-
dige Aufarbeitung der Vorgange, die zur dortigen Unterbringung und dem zu-
gefugten Leid fiihrten, wurde mit der von den Fraktionen DIE LINKE, Biindnis
90/Die Grinen und der SPD an den Senat gerichteten GroBen Anfrage ange-
stoBen und bedarf nun einer Fortfiihrung durch eine extern durchzufiihrende
Studie.

Das Bundesland Bremen hat sich aktiv eingebracht in die Aufarbeitung des
Leids der sogenannten Heimkinder der Nachkriegszeit bis in die 1970er Jahre
und hat die Einrichtung der Stiftung ,Anerkennung und Hilfe" unterstitzt.
Doch auch nach 1975 hat es geschlossene Jugendheime und Jugendhilfeein-
richtungen gegeben, deren padagogische Ansatze oder Alltag gepragt waren
von psychischer und koérperlicher Gewalt. Den Betroffenen, auch aus Bremen,
fehlt bis heute die politische Anerkennung des durch die 6ffentliche Unterbrin-
gung erlebten Leids, eine umfassende Unterstiitzung bei der Bewaltigung der
Folgen sowie eine angemessene Entschadigung. Eine Entschdadigung gibt es
anders als fir die friiheren ,Heimkinder"” nicht.

Auch auf Basis des Opferentschadigungsgesetzes ist es nicht moglich, eine Ent-
schadigung aufgrund erlittener psychischer Gewalt zu erhalten. 2024 wird das
Opferentschadigungsgesetzes in das neue Sozialgesetzbuch (Vierzehntes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB XIV]) uberfuhrt; ab diesem Zeitpunkt wird auch eine
Entschadigung aufgrund psychischer Gewalterfahrung moglich sein. Eine Ent-
schadigung fir vor 2024 zugefligte psychische Gewalt ist derzeit hochst un-
wahrscheinlich.

Es ist uberfallig, dass das Leid der Betroffenen anerkannt wird, dass Behdrden
aktive Unterstiitzung anbieten und dass das soziale Entschadigungsrecht so an-
gepasst wird, dass die zeitliche Lucke in der Entschadigung von Heimkindern
zwischen 1975 und 2024 geschlossen wird.



Die Biuirgerschaft (Landtag) mége beschlieBen:

1.

Die Biirgerschaft (Landtag) sieht und erkennt erlittenes Leid, das die Kin-
der und Jugendlichen in den Jugendeinrichtungen der Haasenburg und
des Friesenhofs erfahren haben, und bedauert dies zutiefst.

Die Biuirgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

2.

die individuellen und strukturellen Umstande und Folgen der Unterbrin-
gung in den geschlossenen oder intensivpadagogischen Jugendheimen
Haasenburg und Friesenhof durch eine extern zu beauftragende Studie
weiter aufzuarbeiten.

sich in der Jugend- und Familienminister:innenkonferenz bei den beteilig-
ten Bundeslandern und auf Bundesebene fiir die Schliefung der Schutzlii-
cke fir die ehemaligen Heimkinder, die nach dem durch die Stiftung
+Anerkennung” abgedeckten Zeitraum und vor Inkrafttreten der Opfer-
entschadigungsgesetz-Novelle untergebracht waren, einzusetzen. Denk-
bar hierfiir ware zum Beispiel eine Fondslésung oder eine Berticksich-
tigung im Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch.

dafir Sorge zu tragen, dass den Betroffenen, sofern moglich, direkt oder
iiber die Offentlichkeit durch die zustdndigen Behérden Gesprédchsange-
bote unterbreitet werden.

Sofia Leonidakis, Nelson JanBen und Fraktion DIE LINKE

Petra Krimpfer, Birgitt Pfeiffer, Jasmina Heritani,
Mustafa Gliingor und Fraktion der SPD

Sahhanim Gorgu-Philipp, Bjérn Fecker und
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1622
	Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
	Erfahrenes Leid anerkennen – Solidarität mit den geschädigten früheren Heimkindern



